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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 


1 . Abgeordneter 

Detlef 

Parr 

(F.D.P.) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die gegen den 
Lüdger Allgemeinmediziner Dr. Bertel Berendes er- 
lassene Ordnungsverfügung wegen der Weitergabe 
von nicht vollständig verbrauchten Medikamenten 
an die Patientinnen und Patienten seiner Praxis, vor- 
dem Hintergrund der damit verbundenen Konse- 
quenzen auf die Verhaltensweise vieler seiner Kolle- 
ginnen und Kollegen? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Bildung und 
Forschung 


2. Abgeordneter 

Joachim 

Tappe 

(SPD) 


In welchen Schritten ist die Realisierung der Initi- 
ative der Bundesregierung „Anschluss statt Aus- 
schluss“ zur Ausrüstung aller Klassenräume mit 
PCs und darüber hinaus bis zum Jahr 2006 die Aus- 
stattung aller Schüler mit Laptops geplant, und wie 
verteilt sich die Umsetzung auf Schulstufen bzw. 
Schulformen? 


3. Abgeordneter 

Joachim 

Tappe 

(SPD) 


Welche Auswirkungen erwartet die Bundesregie- 
rung, durch das im Rahmen der Umstrukturierung 
der Landwirtschaft aufgelegte Forschungspro- 
gramm, auf solche Universitäten, an denen ökologi- 
scher Landbau und artgerechte Tierhaltung schon 
heute Forschungs- und Lehrschwerpunkte sind, wie 
z. B. die Gesamthochschule Kassel, an der am 
Standort Witzenhausen bereits vor 20 Jahren der eu- 
ropaweit erste Lehrstuhl für ökologischen Landbau 
eingerichtet worden ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern 


4. Abgeordneter 

Werner 

Siemann 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Informationen vor, wo- 
nach ausländischen Geheimdiensten Erkenntnisse 
über die militante Vergangenheit des Bundesminis- 
ters des Auswärtigen, Joseph Fischer, vorliegen, 
und wenn nein, ist die Bundesregierung Vermutun- 
gen nachgegangen, wonach ausländischen Geheim- 
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diensten Erkenntnisse über die militante Vergangen- 
heit des Bundesministers des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, vorliegen?*) 


5. Abgeordnete 
Vera 
Lengsfeld 

(CDU/CSU) 


Hat nach den Erkenntnissen der Bundesregierung 
die heutige Parlamentarische Staatssekretärin im 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit, Gila Altmann, im Frühjahr 1996 
an Blockaden der CASTOR-Transporte teilgenom- 
men, in deren Verlauf Bahnanlagen demontiert, 
Bahngleise und Straßen unterhöhlt und Dutzende 
Polizisten verletzt wurden, und wenn ja, hält es 
die Bundesregierung für angemessen, dass die Par- 
lamentarische Staatssekretärin für die nächsten 
CASTOR-Transporte mitverantwortlich ist? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


6. Abgeordneter 

Dr. Andreas 
Schockenhoff 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung mit Blick auf die amerika- 
nisch-britischen Luftschläge auf Ziele im Irak der 
Auffassung, dass jede militärische Auseinanderset- 
zung falsch und vermeidbar ist? 


7. Abgeordneter 

Norbert 

Hauser 

(Bonn) 

(CDU/CSU) 


Hat die Redaktion des „SPIEGEL“ dem Bundesmi- 
nister des Auswärtigen, Joseph Fischer, das mit ihm 
geführte Interview, das in der Ausgabe vom 8. Janu- 
ar 2001 als „SPIEGEL-Gespräch“ erschienen ist, 
zur Prüfung vor Veröffentlichung vorgelegt, und 
trifft es zu, dass der Bundesminister des Auswärti- 
gen, Joseph Fischer, nachdem er es selbst korrigiert 
hat, dieses Interview autorisiert hat?**) 


8. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Von wem hat der Staatsminister im Auswärtigen 
Amt, Dr. Ludger Volmer, die Auskunft oder Infor- 
mation zum PLO-Kongress 1969 in Algerien erhal- 
ten, die er dann in der Fragestunde des Deutschen 
Bundestages am 14. Februar 2001 weitergegeben 
hat, der heutige Bundesminister des Auswärtigen, 
Joseph Fischer, hat „diese Veranstaltung nach circa 


*) siehe hierzu auch Frage 12 
**) siehe hierzu auch Frage 9 
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einer Stunde verlassen, weil sie ihm zu langweilig 
war“, und bleibt die Bundesregierung bei dieser 
Darstellung?*) 


9. Abgeordneter 

Norbert 

Hauser 

(Bonn) 

(CDU/CSU) 


Wie erklärt der Bundesminister des Auswärtigen, 
Joseph Fischer, dass er der Öffentlichkeit am 
16. Februar 2001 durch seinen Sprecher mitteilen 
ließ, der Staatsminister beim Auswärtigen Amt, 
Dr. Ludger Volmer, habe seine Äußerung über die 
PLO-Solidaritätsveranstaltung in Algier, die dieser 
im Deutschen Bundestag für die Bundesregierung 
abgab, angeblich doch nicht mit ihm abgesprochen, 
wenn der Staatsminister beim Auswärtigen Amt, 
Dr. Ludger Volmer, und der Bundesminister des 
Auswärtigen, Joseph Fischer, vor Beginn der Bun- 
destags-Fragestunde am 14. Februar 2001 noch mit- 
einander über den Algerien-Aufenthalt wegen der 
bevorstehenden Fragestunde gesprochen haben - 
wie dies Staatsminister Dr. Ludger Volmer vor dem 
Deutschen Bundestag erklärt hat -, und wie erklärt 
der Bundesminister des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, die Antwort seines Staatsministers, er, Bun- 
desminister Fischer, habe die Veranstaltung nach ei- 
ner Stunde aus Langeweile verlassen und sei deshalb 
nicht dabei gewesen, als die Schlussresolution mit 
der Forderung nach einem „Endsieg“ über Israel 
verabschiedet wurde?**) 


10. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 

(CDU/CSU) 


Bestreitet der Bundesminister des Auswärtigen, 
Joseph Fischer, dass er auf der gegen Israel gerichte- 
ten PLO-Solidaritätskonferenz in Algier während 
der Schlussresolution mit dem Aufruf zum „End- 
sieg“ über Israel anwesend war? 


11. Abgeordnete 
Sylvia 
Bonitz 

(CDU/CSU) 


Hat sich beim Bundesminister des Auswärtigen, 
Joseph Fischer, das Erinnerungsvermögen über die 
Finanzierung der Algier-Reise 1969 wieder einge- 
stellt - der Staatsminister beim Auswärtigen Amt, 
Dr. Ludger Volmer, hatte ein solches Erinnern ge- 
genüber dem Deutschen Bundestag für möglich ge- 
halten - und welche Erklärung hat Bundesminister 
Fischer, wie die damaligen Veranstalter der PLO- 
Konferenz auf den Namen des heutigen Bundesmi- 
nisters Joseph Fischer gekommen sind? 


*) siehe hierzu auch Frage 18 
**) siehe hierzu auch Frage 7 
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12. Abgeordneter 
Werner 
Siemann 

(CDU/CSU) 


13. Abgeordneter 

Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 
Eckart 
von Klaeden 

(CDU/CSU) 


15. Abgeordneter 

Carl-Dieter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 

Carl-Dieter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Wie begründet der Bundesminister des Auswärti- 
gen, Joseph Fischer, seine in der Fragestunde vom 
17. Januar 2001 aufgestellte Behauptung, damals, 
1985, habe die Union Franz Josef Jung nach Karls- 
ruhe zur Akteneinsicht bei der Bundesanwaltschaft 
geschickt, und er, Jung, sei über alles (zu Fischer, 
Waffentransport in Fischers Auto, Karry-Mord) un- 
terrichtet?*) 


Bei welcher Gelegenheit hatte der Bundesminister 
des Auswärtigen, Joseph Fischer, seit seiner Ernen- 
nung zum Bundesminister Kontakt zu J. d. H., die 
von der Frankfurter Staatsanwaltschaft angeblich 
verdächtigt wird, als Mitglied der „Putzgruppe“ am 
10. Mai 1976 einen Brandsatz auf den Polizisten 
J. W. geworfen zu haben, und ist Bundesminister 
Joseph Fischer mit ihr persönlich zusammengetrof- 
fen? 


Wie ist der Bundesminister des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, an einen Briefwechsel gelangt, von dem er 
vor dem Deutschen Bundestag am 17. Januar 2001 
berichtete, dieser Briefwechsel zeige, wie man mit 
viel Geld die Erinnerungsfähigkeit von Zeugen be- 
einflusse, und welches Ereignis liegt diesen Andeu- 
tungen einschließlich des von ihm angesprochenen 
Briefwechsels zu Grunde? 


Welche Straßenkinderprojekte werden in Brasilien 
von Deutschland unterstützt, und welche Projekte 
hat der Bundesminister des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, 1999 in Brasilien auf seiner Reise besich- 
tigt? 


Hat die Bundesregierung seit 1998 direkt oder in- 
direkt das Bert-Brecht-Institut in Montevideo finan- 
ziert, und wenn ja, mit welchen Beträgen? 


Hat der Bundesminister des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, Kenntnis, wie der Kontakt von Margrit 
Schiller zu Hans-Joachim Klein zustande gekommen 
ist? 


*) siehe hierzu auch Frage 4 
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18. Abgeordneter 

Jürgen 

Koppelin 

(F.D.P.) 


Bleibt die Bundesregierung bei ihrer Antwort auf 
die Kleine Anfrage der F.D.P.-Fraktion (Bundes- 
tagsdrucksache 14/5303), dass die Frage, ob der 
jetzige Bundesminister des Auswärtigen, Joseph 
Fischer, Feilnehmer einer Gruppe war, die sich un- 
ter Bewaffnung mit Molotow-Cocktails am 19. Sep- 
tember 1975 zum Spanischen Generalkonsulat in 
Frankfurt begeben hat, in der Fragestunde des 
Deutschen Bundestages am 17. Januar 2001 beant- 
wortet worden ist, und wenn ja, wo ist diese Antwort 
im Protokoll des Deutschen Bundestages zu fin- 
den?*) 


19. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 
Uhl 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass der Bundesminister des Auswärti- 
gen, Joseph Fischer, an einem Treffen am Nachmit- 
tag des 19. September 1975 im Frankfurter West- 
end zusammen mit Daniel Cohn-Bendit, Georg 
Dick und Matthias Beltz und anderen teilgenommen 
hat, bei dem die Attacke auf das Spanische General- 
konsulat vorbereitet wurde, wie der „SPIEGEL“ in 
seiner Ausgabe 6/2001 vom 5. Februar 2001 berich- 
tet? 


20. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Über welche Erkenntnisse verfügt die Bundesregie- 
rung über eine ungarische Regierungsverordnung 
vom 26. Dezember 2000, die Personen, die zwi- 
schen 1945 und 1963 aus politischen Gründen ver- 
folgt wurden, eine Zusatzrente gewährt, und in wel- 
cher Weise können Angehörige der deutschen Min- 
derheit in der Republik Ungarn hiervon profitieren? 


21. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Berichte bestätigen, nach 
denen in der Tschechischen Republik in der Nähe 
des Orts Wostromiersch Massengräber von Deut- 
schen gefunden wurden, die Opfer eines Massakers 
russischer und tschechischer Partisanen geworden 
sind (vgl. Deutscher Ostdienst vom 16. Februar 
2001), und was unternimmt die Bundesregierung, 
um zu einer würdigen Überführung der Opfer in 
eine Grabanlage unter Mithilfe der Deutschen 
Kriegsgräberfürsorge beizutragen? 


*) siehe hierzu auch Frage 8 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


22. Abgeordneter 

Leo 

Dautzenberg 

(CDU/CSU) 


Entspricht es den Tatsachen - wie im Handelsblatt 
vom 8. Februar 2001 berichtet - dass die vom Bun- 
desverfassungsgericht verlangten Rückerstattungen 
an die Familien zur Steuerfreistellung des Kinder- 
existenzminimums von der Finanzverwaltung zu 
niedrig berechnet werden? 


23. Abgeordneter 

Leo 

Dautzenberg 

(CDU/CSU) 


Ist es zutreffend, dass Finanzbehörden auf Grund 
eines Erlasses des Bundesministeriums der Finanzen 
das zustehende Kindergeld stets mit dem Jahresbe- 
trag gegenrechnen, und ist dies die richtige rechtli- 
che Umsetzung des § 53 Einkommensteuergesetz? 


24. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Plant die Bundesregierung eine Erhöhung der Erb- 
schaftsteuer, evtl, durch eine Höherbewertung des 
Grundbesitzes? 


25. Abgeordneter 

Hans 

Michelbach 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt es die Bundesregierung, dass die Steu- 
erquote im Jahr 2000 von 22,85 (1999) auf 22,95 
v. H. gestiegen ist (DIE WELT vom 12. Februar 
2001 )? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie 


26. Abgeordneter 

Erich G. 
Fritz 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, dass die 
Leistungsfähigkeit der Bundesstelle für Außenhan- 
delsinformation (bfai) für die deutsche Wirtschaft 
und die Wirtschaftsorganisationen durch den vorge- 
sehenen und größtenteüs auch schon erfolgten Ab- 
bau von Korrespondentenstellen im Ausland gefähr- 
det und damit der Weg ins Auslandsgeschäft vor 
allem für die kleinen und mittleren Unternehmen 
erschwert wird? 


27. Abgeordneter 

Erich G. 
Fritz 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den von den 
im Verwaltungsrat der bfai vertretenen Wirtschafts- 
organisationen geäußerten Vorschlag, anstelle der 
Streichung von ausländischen Korrespondentenstel- 
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len über eine kostengünstigere Informationsbeschaf- 
fung nachzudenken, die beispielsweise eine ver- 
stärkte Kooperation mit den Auslandskammern vor- 
sieht? 


28. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 


Welche Bedeutung misst die Bundesregierung der 
Flatrate, das heißt einer Monatspauschale für den 
Internetzugang einschließlich Telefongebühren, für 
die Förderung der Internetnutzung durch junge 
Leute mit schmalem Geldbeutel bei? 


29. Abgeordneter 

Dr. Martin 
Mayer 

(Siegertsbrunn) 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen will die Bundesregierung er- 
greifen, damit in Deutschland bald flächendeckend 
eine erschwingliche echte Flatrate, das heißt eine 
Monatspauschale für den Internetzugang einschließ- 
lich Telefongebühren angeboten wird? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums 

für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


30. Abgeordneter 

Ulrich 

Heinrich 

(F.D.P.) 


Ist es richtig, dass heute noch überlagerte Lebens- 
mittel unter dem Begriff „Speisereste“ als Futtermit- 
tel verwertet werden? 


31. Abgeordneter 

Ulrich 

Heinrich 

(F.D.P.) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Nutzung der 
Drucksterilisationstechnologie für die seuchenpro- 
phylaktische Sicherheit von Speiseresten als Futter- 
mittel ein? 


32. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit zu veranlassen, dass 
getestetes deutsches Rindfleisch (wieder) in öffent- 
lichen Einrichtungen des Bundes (z. B. Kasernen) 
angeboten wird? 


33. Abgeordneter 

Dietrich 

Austermann 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die steuerlichen 
Viehwerte den tatsächlichen Marktpreisen für Rind- 
fleisch anzupassen? 
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34. Abgeordneter 

Heinrich-Wilhelm 

Ronsöhr 


(CDU/CSU) 


Haben die deutschen Landwirte nicht dadurch, dass 
sie produktbezogene Rinderprämien für nur 
1,6 Millionen Rinder in Anspruch genommen ha- 
ben, verantwortlicher und vernünftiger gehandelt als 
Bundeskanzler Gerhard Schröder, der bei den Be- 
schlüssen zur Agenda 2000 Schlachtprämien für 
1,782 Millionen Rinder ausgehandelt hat, und wird 
den Landwirten daher nicht von der Bundesregie- 
rung zu Unrecht eine Überproduktion vorgeworfen, 
die wesentlich größer gewesen wäre, wenn die Land- 
wirte die ausgehandelten Prämien ausgeschöpft hät- 
ten? 


35. Abgeordneter 

Heinrich-Wilhelm 

Ronsöhr 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung mittlerweile die Kritik der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion an der im Rahmen 
der Agenda 2000 beschlossenen Ausweitung der 
Milchproduktion in der EU, nachdem dies auch von 
der Bundesministerin für Verbraucherschutz, Ernäh- 
rung und Landwirtschaft, Renate Künast, bei der 
Vorstellung des Agrarberichtes 2001 als negativ be- 
urteilt wurde? 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


36. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/CSU) 


Ist das angestrebte Streitkräfte-Dispositiv der Bun- 
deswehr der Zusammensetzung und dem Umfang 
nach ausreichend hinsichtlich der Aufgaben Landes- 
verteidigung, Out-of-area-Einsätze und Beitrag zur 
europäischen Eingreiftruppe? 


37. Abgeordneter 

Benno 

Zierer 

(CDU/CSU) 


Findet eine diesen Anforderungen angemessene 
Streitkräfteplanung in dem derzeit in Feinplanung 
befindlichen Standortkonzept ausreichende Berück- 
sichtigung? 


38. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(F.D.P.) 


An welchen Standort sollen die Einrichtungen der 
Bundeswehr in Feldafing/ Pöcking und Murnau ver- 
legt werden, und mit welchen Kosten wird für die 
Verlagerung gerechnet? 
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39. Abgeordnete 

Sabine 

Leutheusser- 

Schnarrenberger 

(F.D.P.) 


Gibt es einen Bundeswehr-Standort, der alle Voraus- 
setzungen für die Aufnahme der Fernmeldeschule in 
Feldafing erfüllt, so dass es keiner zusätzlichen 
finanziellen Aufwendungen bedarf, und wenn ja, 
welche sachlichen Gründe liegen dieser schnellen 
Entscheidung zugrunde? 


40. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(F.D.P.) 


Welche grundlegenden Konzepte hat die Gesell- 
schaft für Entwicklung, Beschaffung und Betrieb 
(GEBB) bisher eigenständig erarbeitet, d. h. ohne 
dabei nur auf Bestandsdatenmaterial aus dem Ge- 
schäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidi- 
gung zurückzugreifen, und welche quantifizierbaren 
Resultate sind dabei erzielt worden? 


41. Abgeordneter 

Günther Friedrich 
Nolting 

(F.D.P.) 


Aus welchen Gründen ist es bis heute nicht zu einer 
Vereinbarung zwischen der GEBB und dem Bundes- 
rechnungshof gekommen, die ein Prüfungsrecht der 
Finanzen der GEBB nach § 104 der Bundeshaus- 
haltsordnung vorsieht, und sieht die Bundesregie- 
rung darin eine ausreichende Berücksichtigung des 
parlamentarischen Willens, der ein solches Prü- 
fungsrecht in dem Bundeshaushaltsplan 2001 ange- 
mahnt hat? 
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